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GESCHÄFTSMODELLE FÜR ORGANISATIONSÜBERGREIFENDE BUSINESS SERVICES IM
E-GOVERNMENT
Isabel Mischler, Till Janner, Christoph Schroth, Beat Schmid1

Kurzfassung
Die durchgängige Abwicklung elektronischer Geschäftsprozesse über Unternehmensgrenzen
hinweg hat zuletzt insbesondere im privatwirtschaftlichen Sektor erhebliche Fortschritte gemacht.
Die Umsetzung von E-Government Bereich konnte mit diesem schnellen Wandel bislang nicht
mithalten. Für einen erfolgreichen Einsatz moderner E-Government Architekturen reicht jedoch
deren blosse technische Implementierung, insbesondere in föderalistisch organisierten Staaten,
nicht aus. Die Entwicklung und Bewertung von Geschäftsmodellen für diese neuartigen
Plattformen ist ebenso wichtig, um Akzeptanz und weite Verbreitung sicherzustellen. In dem
vorliegenden Beitrag wird daher ein Geschäftsmodellframework für organisationsübergreifende EGovernment Business Services entwickelt. Dieses wird anhand der HERA Referenzarchitektur im
Kontext der Schweiz in verschiedenen Optionen instanziiert und bewertet.

1. Relevanz organisationsübergreifender Business Services in der öffentlichen
Verwaltung
Organisationen operieren heute vielfältig über ihre eigenen Grenzen hinweg: Serviceorientierte
Architekturen erleichtern die Integration von Informationssystemen (vgl. [15]), im Web2.0
generieren Kunden für Unternehmen Ideen (vgl. [32]) und Unternehmen entwickeln Produkte
zusammen mit Partnern in komplexen Innovationsnetzwerken [31]. Um dieser neuen Realität
gerecht zu werden, müssen auch E-Government Lösungen organisationsübergreifend konzipiert
und umgesetzt werden. In der Schweiz, wie auch in den meisten anderen europäischen Ländern,
haben praktisch alle Verwaltungen durch den Einsatz von Informations- und
Kommunikationstechnologie (IKT) versucht, ihre Effizienz zu steigern [8]. In dem gleichen
Ausmass, wie der private Sektor durch den Einfluss neuer Technologien umgestaltet wird,
unterliegen auch die öffentlichen Verwaltungen diesem Wandel und stehen vielfältigen
Herausforderungen gegenüber. So stellen Becker et. al. in [1] einen Trend zu wachsender
Individualisierung fest, der wiederum zu höheren Ansprüchen der verschiedenen
Anspruchsgruppen an die Dienstleistungen der Verwaltungen führt. Diese erhöhten Ansprüche an
eine moderne, dienstleistungsorientierte und effiziente Verwaltung, die ihre Dienste auch mit Hilfe
von IKT erbringt, resultieren auch aus dem immensen technologischen Fortschritt im
privatwirtschaftlichen Sektor in den vergangenen Jahren [12]. Bislang jedoch konnte der Bereich
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der öffentlichen Verwaltung nicht in gleichem Maße mit der technologischen Entwicklung im
privatwirtschaftlichen Bereich schritthalten. Als weitere Motivation für die Modernisierung der
Verwaltungen geben Becker et. al. an, dass durch den zunehmenden Standortwettbewerb (national
und international) “ein effizientes und effektives staatliches Handeln sowie die Unterstützung
unternehmerischer Aktivitäten in einer Region oder in einem Land durch den Staat mehr und mehr
zu einem entscheidenden Standortfaktor”[1] werden.
Die Gestaltung eines attraktiven Standortes mit interoperablen Systemen bedingt, dass gemeinsame
Standards verwendet werden [21]. Nur wenn eine E-Government Plattform an bestehende
Initiativen anknüpft, wird sichergestellt, dass vergangene und zukünftige Investitionen nicht
umsonst getätigt wurden bzw. werden. Dies gilt insbesondere für die Schweiz mit ihrem hohen
Grad an Dezentralisierung und der grossen Heterogenität der bereits vorhandenen Systeme. Hier
setzt das HERA (Helvetic E-Government Reference Architecture, [14]) Projekt an. Ziel dieses
Projektes ist es, eine generische E-Government Referenzarchitektur zu entwickeln. Diese soll
helfen auf eine einfache Weise neue organisationsübergreifende E-Government Applikationen
einzuführen. Die Architektur baut auf bestehenden Standards der Schweizerischen Standardisierungsgesellschaft eCH auf und basiert auf dem Konzept des zukünftigen Event-Bus Schweiz.
Durch HERA soll es gelingen, sowohl die Effektivität, wie auch die Effizienz in der öffentlichen
Verwaltung zu steigern.
Dieser Artikel gibt einen Überblick über die relevanten Initiativen im E-Government in der
Schweiz und zeigt, wie sich HERA in dieses System einpasst und auf welchen Prinzipien die
Plattform basiert. Im Zentrum der Arbeit werden mögliche Geschäftsmodelle für
organisationsübergreifendes E-Government aufgezeigt und am Beispiel der HERA Architektur
angewendet. Dabei ergeben sich die drei Optionen "Lizenzgeschäft mit Support", "Lizenzgeschäft
ohne Support" und "Software as a Service". Eine Bewertung der Geschäftsmodelle aus Sicht der
beteiligten Akteure wird in der anschliessenden Diskussion anhand des Ansatzes des Total Cost of
Ownership vorgenommen. Dieser Ansatz soll die Akzeptanz und die Verbreitung
unternehmensübergreifender E-Government Dienstleistungen erhöhen und den beteiligten
Akteuren als Entscheidungsgrundlage dienen.

2. Rahmenbedingungen – Standardisierung, Architekturinitiativen und das
HERA Projekt
In diesem Teil sollen zum einen die relevanten Rahmenbedingungen des E-Governments in der
Schweiz aufgezeigt und zum anderen ein kurzer Überblick über das HERA Projekt gegeben
werden.
Die Schweizer E-Government Landschaft ist durch einige besondere Rahmenbedingungen
gekennzeichnet. Dies sind zum einen die politischen/organisatorischen Rahmenbedingungen. Hier
sind insbesondere der Verein eCH und die föderale Aufbauweise des Schweizerischen Staates zu
nennen. Der Verein eCH [9] hat sich zum Ziel gesetzt Standardisierungen im E-Government in der
Schweiz voranzutreiben [10]. Weiter sind technische Rahmenbedingungen zu beachten. In
Industrie und öffentlicher Verwaltung aktuell vorherrschende technologische Grundlagen und
Konzepte sind zum Beispiel serviceorientierte Architekturen (SOA) (vgl. z.B [19], [24]) und
eventgetriebene Architekturen (EDA) (vgl. [7]). In Bezug auf E-Government gibt es zudem auch
wichtige Initiativen, die es zu beachten gilt. Dies ist zum einen der Event-Bus Schweiz als
generelles Architekturprinzip [23] und zum anderen die SEDEX-Plattform, ein Teilbus des EventBus Schweiz. Die SEDEX-Plattform vereinfacht die Kommunikation zwischen den amtlichen
Personen-registern [3] und stellt erstmals eine Plattform für den organisationsübergreifenden
Austausch von elektronischen Dokumenten in der Schweiz zur Verfügung. Der Event-Bus Schweiz
ist als konzeptuelles übergeordnetes Rahmenwerk für die zukünftige E-Government Infrastruktur in
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der Schweiz zu verstehen, das verschiedene entstehende Datenaustauschplattformen (Teilbusse)
integriert und zu einem interoperablen Gesamtsystem vereint [23].
Den genannten relevanten Rahmenbedingungen wurde bei der Konzeption der HERA-Plattform
Rechnung getragen, so dass eine nahtlose Integration in die bestehende E-Government Landschaft
sichergestellt wird. Abbildung 1 zeigt die Einbettung der HERA-Plattform in die Schweizer EGovernment Landschaft. Es wird deutlich, dass der HERA-Bus als Teilbus des Event-Bus Schweiz
zu verstehen ist und somit die Möglichkeit besteht, mit den angeschlossenen Teilbussen, also z.B.
mit SEDEX, zu kommunizieren.

Abbildung 1: Einordnung der Referenzarchitektur in den Kontext des Event-Bus Schweiz (i.A.a [29])

Das HERA Projekt hat neben Integration und Anbindung an bestehende Systeme vor allem zwei
Ziele. Zum einen wird ein generisches Framework für prozessorientiertes E-Government
entwickelt. Dadurch wird es zukünftigen Entwicklern möglich sein, in Anlehnung an die
Referenzarchitektur kostengünstig neue Applikationen zu entwickeln. Zudem verwendet das
Framework einen modellbasierten Ansatz, der erlaubt, dass die meisten Bestandteile einer neuen
Applikation modellbasiert eingeführt werden können (d.h. ohne, oder nur mit geringfügigem
Programmieraufwand).
Zum anderen soll im Projekt eine prototypische Implementation eines E-Government Szenarios,
der elektronischen Gewinnsteuer für juristische Personen in der Schweiz, vorgenommen werden,
um die Praxistauglichkeit des HERA Ansatzes nachzuweisen. Die webbasierte HERA-Plattform
ermöglich den Prozessbeteiligten den elektronischen Austausch von Dokumenten und führt auf
Basis von flexibel kombinierbaren Interaktionspattern durch den nur schwach strukturierten
Prozess, so dass eine möglichst grosse Flexibilität und Agilität gewährleistet wird. Die HERAPlattform richtet ihr Hauptaugenmerk auf die organisationsübergreifenden Prozesse, allerdings ist
zukünftig auch eine Unterstützung der internen Prozesse einer Organisation denkbar. Neben dem
sicheren Austausch von Dokumenten und der Integration in die künftige E-Government Landschaft
der Schweiz bietet HERA, wenn erforderlich, auch fachliche Mehrwertdienste, wie z.B.
Vollständigkeitsprüfung und Fristenverwaltung an. Für detailliertere und zum Teil mehr auf
technische Aspekte eingehende Darstellungen der HERA Architektur wird u.a. auf [6], [28] und
[29] verwiesen.

3. Ein Geschäftsmodellframework für organisationsübergreifendes EGovernment
Im Folgenden soll ein Geschäftsmodell für organisationsübergreifendes E-Government beschrieben
werden. Dafür sollen in einem ersten Schritt die in dieser Arbeit synonym verwendeten Begriffe
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"Geschäftsmodell“ und „Business Model" für den weiteren Gebrauch definiert werden. Darauf
aufbauend wird das Geschäftsmodellframework von Stanoevska/ Högg beschriebenen und auf die
spezifische Situation im E-Government angepasst.
Mahadevan definiert Business Model Begriff wie folgt: "A business model is a unique blend of
three streams that are critical to the business. These include the value stream for the business
partners and the buyers, the revenue stream and the logistical stream. The value stream identifies
the value proposition for the buyers, sellers and the market makers and portals in an Internet
context. The revenue stream is a plan for assuring revenue generation for the business. The
logistical stream addresses various issues related to the design of the supply chain for the business
[20]." Mahadevan legt den Schwerpunkt also auf die Verbindungen zwischen den für ein
bestimmtes Geschäft wichtigen Akteuren. Knyphausen-Aufsess und Meinhardt hingegen betonen
die Komponenten, die hinter einem Geschäftsmodell stehen: "Geschäftsmodelle bestehen aus drei
Elementen: (1) Produkt-/Markt-Kombination, (2) Durchführung und Konfiguration von Wertschöpfungsaktivitäten und (3) Ertragsmechanik."[33]
Die wesentlichen Charakteristika der vorgenannten Definitionen finden in der wohl meistgenannten
Definition für Business Model von Timmers ihre Synthese: "…an architecture for the products,
services and information flows, including a description of various business actors and their roles, a
description of the potential benefits for the various business actors, and a description of the
sources of revenues. [30]" Diese Definition bildet auch die Grundlage des im Folgenden
dargestellten MCM Geschäftsmodellframeworks [16]. Das MCM Geschäftsmodellframework zeigt
die generischen Komponenten der in der Literatur enthaltenen Business Models. Das Framework
wurde nach einer Tiefenanalyse der bestehenden Literatur erarbeitet [16]. Eine Übersicht über die
von Stanoevska/Högg verwendeten Elemente gibt Abbildung 2.

Abbildung 2: MCM Geschäftsmodellframework (i.A.a. [16])

Das Geschäftsmodellframework von Stanoevska/Högg ist in erster Linie auf Unternehmen in der
Privatwirtschaft ausgerichtet, durch die generische Natur seiner Komponenten jedoch auch in
anderen Kontexten einsetzbar. Im Folgenden wird das Framework kurz allgemein vorgestellt (i.A.a
[16]) und dabei gleichzeitig auf die spezifische Situation im e-Government Markt eingegangen.
Societal environment: Diese Komponente beschreibt alle Einflüsse, die von aussen auf das
Business Model einwirken. Dies können rechtliche, ethische oder auch wettbewerbliche
Einflussgrössen sein [16]. Im Kontext des E-Governments in der Schweiz sind in diesem
Zusammenhang vor allem die rechtlichen Aspekte zu beachten. Wie Müller schreibt, benutzt jede
Behörde andere Reglemente, Gesetze und Formulare [21]. Aber auch soziale Aspekte spielen eine
grosse Rolle. Johanssen und Herz schreiben, dass E-Government Lösungen in der Zukunft neben
der Technik vor allem am Nutzer ausgerichtet werden sollen[18].
Features of the specific medium: Diese Komponente zeigt die verschiedenen Möglichkeiten der
Transaktion und Interaktion über ein bestimmtes Medium auf [16]. Abbildung 3 gibt einen
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Überblick über die Interaktionspartner und deren Beziehungen im organisationsübergreifenden EGovernment. Unterschieden wird einerseits zwischen internem E-Government, das die
elektronischen Beziehungen der Verwaltungen untereinender umfasst (Government-toGovernment, G2G), und externem E-Government. Das externe E-Government wird wiederum in
zwei Bereiche aufgeteilt und umfasst die Beziehungen der Verwaltungen zu den natürlichen
Personen (dem Bürger) (Government-to-Citizen, G2C), sowie die Beziehungen der Verwaltungen
zu den juristischen Personen (den Unternehmen) (Government-to-Business, G2B).

Abbildung 3: Interaktionsbeziehungen im E-Government (erweiterte Darstellung i.A.a. [2])

Potential customers: Dieser Teil umfasst alle Aspekte der Zielgruppe und der Kunden sowie die
erwartete Wertschöpfung [16]. Gemäss den in Abbildung 3 aufgezeigten Interaktionsbeziehungen
sind mögliche Nutzer und Kunden von E-Government Business Services öffentliche Verwaltungen,
natürliche und juristische Personen.
Value chain: Diese Komponente umfasst die direkt involvierten Parteien in der Produktion und
dem Vertrieb der angebotenen Produkte und Dienstleistungen. Auch die gegenseitige Beziehung
unter den involvierten Parteien gehört zu dieser Komponente [16]. E-Government Lösungen
werden entweder von externen IKT-Dienstleistern oder von der öffentlichen Verwaltung selber in
deren Informatikbereichen entwickelt und betrieben. Castellano et al. schreiben, dass durch einen
serviceorientierten Ansatz die ganze Wertkette in kleinere, modulare Einheiten zerlegt werden
könne, wodurch die Flexibilität im gesamten Prozess gesteigert wird [4].
Features of the specific product: Dieser Teil beinhaltet das Design des Produkts und die Art, wie
der Kunde das Produkt oder die Dienstleistung erlebt. Ebenfalls Teil dieser Komponente ist die
Beschreibung des Nutzens und wie der Kunde eventuell dazu beitragen kann [16]. Schedler
formuliert vier Kriterien, damit ein umfassendes E-Government gewährleistet werden kann. Neben
dem ansprechenden, auf klare Benutzerführung ausgerichteten Design und der Integration der
externen mit den internen Prozessen mit dem Intranet als Voraussetzung, gehören dazu auch zwei
Kriterien, die in die Komponente "Features of the specific product" gehören. Zum einen ist dies ein
breites Spektrum an angebotenen Leistungen und zum anderen dass der Kundennutzen im
Vordergrund des ganzen Denkens stehen soll [27].
Financial flow: In diesem Teil wird das Ertragsmodell des Business Models beschrieben, d.h., es
wird gezeigt, welche Elemente der Wertkette zum finanziellen Erfolg beitragen [16]. Die
finanziellen Mittel können im organisationsübergreifenden E-Government Kontext zwischen
privaten IKT-Dienstleistern und öffentlichen Verwaltungen fliessen. Weiter sind Kapitalflüsse
zwischen den öffentlichen Verwaltungen und den Anwendern von E-Government Lösungen
denkbar. Verschiedene Erlösmodelle für den Betrieb von service-orientiert realisierten EGovernment Lösungen werden in Kapitel 4 am Beispiel der HERA Architektur diskutiert.
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Flow of goods and services: Diese Komponente identifiziert im Unternehmen und in der Wertkette
alle Prozesse, die nötig sind, um das Produkt oder die Dienstleistung zu erstellen [16]. Schedler
schreibt, dass E-Government neue Möglichkeiten schaffe, "um die Entscheidungsfindung,
Leistungserstellung und die Abgabe der Leistungen an die Kundinnen und Kunden zu vereinfachen,
zu optimieren" [27].

4. Fallstudie: Geschäftsmodelloptionen für die HERA-Architektur
Aufbauend auf dem Geschäftsmodellframework von Stanoevska/Högg und dessen Instanziierung
für organisationsübergreifendes E-Government sind drei allgemeine Optionen für ein Business
Model für Anwendungen, die auf der zuvor vorgestellten HERA Architektur aufbauen, denkbar. Im
Folgenden werden die Modelle „Lizenzgeschäft mit Support“, „Lizenzgeschäft ohne Support“ und
„Software as a Service“ kurz anhand der Dimensionen des E-Government
Geschäftsmodellframework beschrieben. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Option Software as a
Service.
4.1. Option 1: Software as a Service
Die Geschäftsmodelloption Software as a Service (SaaS) beschreibt den Fall der Bereitstellung der
kompletten Anwendungsfunktionalität, die auf Basis der HERA Infrastruktur realisiert wird, als
Dienstleistung, die über das Internet bezogen werden kann [13]. Im Gegensatz zur klassischen
Software wird bei SaaS die gesamte Infrastruktur von einem Provider zur Verfügung gestellt und
betrieben [5]. Die Komponenten des Geschäftsmodellframework gestalten sich für diese Option
wie folgt:
Societal Environment: Das Umfeld für ein E-Government Geschäftsmodell ist in der Schweiz
durch einige Besonderheiten geprägt. Es sind dies der föderalistische Staatsaufbau mit zum Teil
sehr kleinen autonomen Verwaltungseinheiten [17], der daraus resultierende erhöhte
Koordinations- und Steuerbedarf [17], das häufige Fehlen von gesetzlichen Grundlagen [22] und
die vermehrte Bereitschaft von kleineren staatlichen Einheiten zur Kooperation. Wenn eine EGovernment Lösung erarbeitet wird, sind diese Besonderheiten sowie das generelle
gesellschaftliche Umfeld zu beachten. Besonders dem föderalistischen Aufbau des Staatswesens
mit den sehr kleinen autonomen Einheiten kann durch Software as a Service entsprochen werden,
da u.a. Mehraufwände für die Installation und Betrieb von Anwendungen jeweils vor Ort entfallen.
Features of the specific medium: Der webbasierte Zugriff auf die HERA-Plattform ermöglicht den
elektronischen Transfer von Dokumenten zwischen den Prozessbeteiligten und führt durch den
Prozess, der nur grob strukturiert ist und ein hohes Mass an Flexibilität zulässt. HERA fokussiert
primär auf die organisationsübergreifenden Prozessanteile, erlaubt aber auch die Unterstützung der
internen Prozesse. HERA führt Buch über den Prozessablauf, also wer wann welche Dokumente an
wen geschickt hat und mit welchem Bearbeitungsauftrag. Soweit möglich überprüft HERA das
elektronische Dossier auf Vollständigkeit und Konsistenz, bevor es an den nächsten Prozesspartner
weitergeleitet wird.
Value Chain: Der IKT-Dienstleister übernimmt sowohl die Entwicklung, wie auch den Vertrieb der
HERA-Plattform. Angeboten werden die zur Verfügung gestellten Dienste bei SaaS direkt über das
Internet [13]. Die Kunden erhalten die Möglichkeit sehr einfach, zeitunabhängig und direkt über
das Internet die Dienste in Anspruch zu nehmen.
Potential customers: Mögliche Kunden dieses Geschäftsmodells sind Gemeinden, Kantone und der
Bund, also öffentliche Verwaltungen auf allen Ebenen, sowie die juristischen und natürlichen
Personen, die in die jeweilige organisationsübergreifende Zusammenarbeit eingebunden sind.
Features of the specific product: Da die HERA-Plattform in diesem Zusammenhang zugleich
Medium und Produkt ist, kann auf den Punkt "Features of the specific medium" verwiesen werden.
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Financial flow: Für den Betrieb der HERA-Plattform nach dem SaaS Modell sind verschiedene
Erlösmodelle denkbar. Eine erste Variante ist die Ausgestaltung der Lizenzgebühren als eine
periodische, fixe Rate. Alternativ zu festen Beträgen sind auch volumenbasierte Gebühren möglich.
Bei der Abrechnung nach Transaktion kann entweder pro Interaktion zwischen zwei Akteuren oder
pro Geschäftsvorfall abgerechnet werden. Die Abrechnung nach Interaktionen zwischen Benutzern
der Plattform birgt jedoch die Gefahr, dass die Anwender die Plattform umgehen. Deshalb ist die
Abrechnung nach Geschäftsvorfall (zum Beispiel pro abgewickelter Steuererklärung) innerhalb der
volumenbasierten Abrechnung für die HERA-Plattform am geeignetsten. Zusätzlich zur
volumenbasierten Rate kann auch ein fixer Bestandteil für den allgemeinen Betrieb sinnvoll sein.
Flow of goods and services: Der HERA-Provider stellt die Plattform direkt über das Internet zur
Verfügung. Er übernimmt die gesamte Entwicklung, Updates und den Service und bietet den
öffentlichen Verwaltungen so eine umfassende Lösung aus einer Hand an. Wenn Updates gemacht
werden, können diese lokal im Rechenzentrum des Providers eingespeist werden. Die öffentlichen
Verwaltungen brauchen keine lokalen Server. Für den Provider hat dieses Modell den Vorteil, dass
die volle Kontrolle bei ihm liegt, was besonders im Fall von Fehlern oder anderen
Betriebsstörungen von grossem Nutzen sein kann.
4.2. Option 2: Lizenzgeschäft mit Support
Bei diesem Modell wird wieder von dem HERA-Provider die allgemeine technische Plattform
entwickelt. Diese Plattform und deren Dienste werden jedoch nun nicht mehr über das Internet
bereitgestellt, sondern als Softwareprodukt an die öffentlichen Verwaltungen verkauft. Diese
betreiben die Plattform dann auf eigener Hardware. Beweggründe könnten z.B. erhöhte
Sicherheitsanforderungen in bestimmten Bereichen der öffentlichen Verwaltung sein, wenn rein
interne Abläufe unterstützt werden sollen, oder wenn bereits umfangreiche Hardware für den
Betrieb zur Verfügung steht, die ausgenutzt werden soll. Anfallende Kosten beinhalten sowohl
Kosten für die Lizenzierung der HERA Plattform als auch Kosten für die weitere Entwicklung,
Support und das Einspielen von Updates durch den HERA-Provider angeboten. Hauptvorteil dieser
Lösung ist das erhöhte Vertrauen und die potentiell leichtere Erfüllbarkeit von
Sicherheitsanforderungen auf Seiten der öffentlichen Verwaltung. Nachteile ergeben sich auf der
Kostenseite. Da kostenpflichtige Beratungsdienstleistungen für Support und Updates sowie
mögliche Weiterentwicklungen bei dem HERA-Provider in Anspruch genommen werden müssen
und diese aufgrund der vielen verteilten Installationen insgesamt aufwändiger für den Provider zu
bewerkstelligen sind als im Modell SaaS, können hier keine so grossen Skaleneffekte realisiert
werden.
4.3. Option 3: Lizenzgeschäft ohne Support
Entsprechend dem vorher beschriebenen Lizenzgeschäft mit Support, wird beim Lizenzgeschäft
ohne Support die HERA-Plattform von dem HERA Provider entwickelt und als Softwareprodukt an
die öffentlichen Verwaltungen für eine Lizenzgebühr verkauft. Allerdings übernehmen staatliche
Informatikstellen in diesem Modell den Support selber, nachdem diese durch den HERA Provider
entsprechend geschult wurden. Der HERA Provider kann weiterhin eine "Notfallhotline" für die
Informatikstellen der Verwaltungen zur Verfügung stellen. Auch Updates für die Basisplattform
können weiterhin vom HERA-Provider entwickelt werden. Im Fall von HERA im E-Government
der Schweiz könnten z.B. grössere Kantone dieses Modell wählen, die umfangreiche
Informatikabteilungen und damit entsprechendes Know-how aufgebaut haben um ihre spezifischen
Anforderungen abzudecken. Es ist denkbar dieses Business Model mit dem vorher vorgestellten zu
kombinieren. Das heisst, dass der HERA Provider am Anfang den Support übernehmen würde und
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mit der Zeit, wenn die öffentliche Verwaltung mit dem Betrieb der Plattform Erfahrung sammeln
konnte, diese den Betrieb selber übernimmt.
4.4. Bewertung und Vergleich der Geschäftsmodelloptionen
Die vorgestellten möglichen Geschäftsmodelloptionen sollten aus zwei Perspektiven bewertet
werden. Zum einen muss das Angebot einer serviceorientierten Architektur für den Anbieter
gegenüber einer klassischen Anwendung Vorteile bieten. Diese Vorteile resultieren vor allem durch
die modulare Aufbauweise von SOA, wodurch bei Entwicklung, Betrieb und Wartung durch die
Wiederverwendbarkeit Skaleneffekte erzielt werden können [26]. Andererseits muss der Einsatz
von SOA auch für die Kunden, die öffentliche Verwaltungen, lohnenswert sein. Die Vorteile
ergeben sich vor allem durch Kosteneinsparungen im administrativen Bereich und durch die
einfachere Anbindbarkeit an externe und bestehende Systeme. Abbildung 4 zeigt die zwei
Perspektiven in der Übersicht.

Abbildung 4: Übersicht der zu bewertenden Perspektiven (eigene Darstellung)

Damit sich eine öffentliche Verwaltung für eines der drei vorgestellten Modelle entscheiden kann,
braucht sie eine akkurate Entscheidungsgrundlage. Diese kann durch das Total Cost of Ownership
(TCO) Konzept geschaffen werden. TCO ist ein Beschaffungsinstrument, das hilft, die gesamten
Kosten einer Anschaffung zu berücksichtigen [11]. Ein Vorteil des TCO Ansatzes besteht darin,
dass auch Nebenkosten und interne Kosten berücksichtigt werden, die bei einfachen
Preisüberlegungen oft vergessen gehen [11]. Erfolgskritisch bei der Anwendung des TCO
Konzeptes sind die Rechnungslegungs- und Kostendaten, welche für eine TCO Analyse
bereitgestellt werden müssen [11]. Konkret geht es für die öffentliche Verwaltung darum, alle
Kosten abzuwägen, die eine bestimmte Option mit sich bringt. Die Gesamtkosten können Kosten
für Hard- und Software, Personalaufwand, Wartungsaufwand, Schulungsaufwand und andere
Aufwände enthalten. Die Gebühren für die Plattform stehen dabei den genannten internen Kosten
gegenüber, d.h. je höher die Gebühr für die Plattform, desto mehr Leistungen sind darin enthalten
und desto weniger sonstige Aufwände verursacht die Plattform. Eine öffentliche Verwaltung muss
also alle internen Kosten ermitteln und diese den Gebühren für die verschiedenen Optionen
gegenüberstellen. Je kostenintensiver die internen Ressourcen sind, desto eher lohnt sich die
Modelloption "Software as a Service". Kann aber eine öffentliche Verwaltung auf bestehenden
Ressourcen aufbauen, die wenig Grenzkosten verursachen, so eignet sich möglicherweise die
Option "Lizenzgeschäft ohne Support". Dies impliziert auch, dass für kleinere Kantone und
Gemeinden, die nicht über die entsprechenden Ressourcen verfügen, wobei vor allem das
Informatikpersonal von Bedeutung sein wird, eher "Software as a Service" eingesetzt wird.
Neben dem finanziellen Aspekt, der durch eine genaue TCO Analyse abgestützt wird, spielen auch
die Präferenzen und das Sicherheitsdenken der öffentlichen Verwaltung eine wichtige Rolle. So
kann es sein, dass gewisse Stellen es vorziehen, wenn sie die Hardware (z.B. die Server) lokal bei
sich betreiben und dabei gleichzeitig höhere Kosten in Kauf nehmen.
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Ebenso wie für die öffentliche Verwaltung, die ihren Investitionsentscheid durch den TCO Ansatz
unterstützt, sind die drei Optionen auch für den Betreiber von unterschiedlicher Rentabilität. So ist
es wahrscheinlich, dass die Option "Software as a Service" durch Skaleneffekte ab einer
bestimmten Anzahl Abnehmer für den Provider am wirtschaftlichsten ist. Nussdorfer und Martin
schreiben, dass die Bedeutung von SaaS darin liege "dass sich Spezialisten darauf konzentrieren
können, bestimmte Services mit hohem Wiederverwendungsgrad und großer Marktbedeutung zu
entwickeln und anzubieten [25]". Dennoch soll der Provider nicht auf die beiden anderen Optionen
im Angebot verzichten, denn staatliche Verwaltungen werden keine E-Government Lösung wählen,
die ihnen nicht voll und ganz entspricht. Die Kundenzufriedenheit soll aber oberstes Gebot sein,
denn die Plattform kann nur von Netzwerkeffekten profitieren, wenn möglichst viele Verwaltungen
daran angebunden sind.

5. Diskussion und Ausblick
Neben den technischen Fragen, muss im E-Government auch die Frage des Betriebs der Lösungen
und Plattformen gestellt werden. Dazu braucht es die Entwicklung und Bewertung von
Geschäftsmodellen, die aufzeigen: wer E-Government Anwendungen betreiben sollte, welches
Erlösmodell dahinter steht und wer für die Weiterentwicklung und Wartung zuständig sein soll.
Nur wenn technische Innovationen richtig vermarktet und betrieben werden, steigt deren Akzeptanz
und Reichweite und die E-Government Landschaft kann als Ganzes davon profitieren. Hierfür
wurde in diesem Beitrag ein Geschäftsmodellframework beschrieben und an den Bedingungen des
E-Government in der Schweiz angepasst. Das Modell zeigt die Aspekte, die durchdacht und
beschrieben werden müssen, wenn ein Unternehmen organisationsübergreifende E-Government
Services anbieten will.
Anhand der kurz vorgestellten HERA Plattform wurden drei Optionen für den Betrieb und die
Erlösoptionen organisationsübergreifender E-Government Dienste aufgezeigt. Dabei hat sich
herausgestellt, dass gerade in einem föderalistischen Land wie der Schweiz eine Vorgehensweise,
unabdingbar ist, die Modularität und Dezentralität unterstützt. Das heisst, dass Plattformen flexibel
und interoperabel ausgestaltet und den staatlichen Verwaltungsstellen und deren Präferenzen
entsprochen werden muss. Software as a Service bietet sich an, wenn kleine öffentliche Verwaltung
eine E-Government Lösung suchen, sowie die umfangreichen Sicherheitsbedürfnisse im EGovernment abgedeckt werden können. Die eher an klassische Betreibermodelle angelehnten
weiteren vorgestellten Optionen Lizenzmodell mit/ ohne Support sind in diesem Kontext ebenfalls
denkbar, vor allem bei grösseren Kunden der öffentlichen Verwaltung mit vorhandenen und
entsprechend ausgebildeten Informatikabteilungen.
Die weiteren Arbeiten im HERA Projekt umfassen neben Umsetzung und Betrieb des Prototypen
der technischen Plattform auch die detaillierte Ausarbeitung von Businessplänen aus Perspektive
der verschiedenen Projektpartner. Es wird interessant sein zu beobachten, inwiefern es den
öffentlichen Verwaltungen gelingen wird, im Bereich elektronische Geschäftsabwicklung mit der
Privatwirtschaft gleichzuziehen und welche Betreibermodelle sich am Markt durchsetzen werden.
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